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1.  Allgemeines / Anlass und Ziel des Bebauungsplans 
 
Anlass zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans (B-Plan) bildet die Absicht der 
Gemeinde Garstedt, im Einvernehmen mit den Eigentümern der bisher noch nicht bebauten 
Grundstücke im Plangebiet, die Flächen westlich der Bahnhofstraße und nordwestlich der 
Straße Lehmberg-Ost zu überplanen und baulich zu entwickeln. 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich zum Teil um bereits bebaute Flächen entlang der 
Bahnhofstraße. Ein Großteil des Grundstücks der Bahnhofstraße 47 sowie die Flächen in 
zweiter Baureihe sind bisher unbebaut. 
 
Im Vorfeld der Planung wurde für die unbebauten Flächen bereits ein Bebauungs- und 
Erschließungskonzept erstellt (siehe Anlage 3). Da zunächst von einem großräumigeren 
Geltungsbereich ausgegangen wurde, der das gesamte Grundstück einer Erben-
gemeinschaft beinhaltete, wurden auch bereits verschiedene Untersuchungen zur 
Bebaubarkeit der Flächen bei Ingenieurbüros in Auftrag gegeben, z.B. Baugrund-
untersuchung sowie Erschließungsmaßnahmen (Oberflächenentwässerung und 
Straßenbau). Diese Untersuchungen beziehen sich auf ein weitläufigeres Areal, als das 
vorliegende Planungsgebiet, da die Planung nun in zwei Abschnitten erfolgen soll. Der 
zwischenzeitlich aus der Planung genommene Teil des räumlichen Geltungsbereichs dieses 
B-Plans soll zu gegebener Zeit unter der Bezeichnung Bebauungsplans Nr. 10 D 
„Bahnhofstraße“ mit örtlicher Bauvorschrift weitergeführt werden.  
 
Vorrangiges Ziel der Planung ist es, die planungsrechtliche bzw. bauleitplanerische 
Grundlage für die geplante Wohnbebauung auf den noch unbebauten Grundstücken zu 
schaffen. 
 
Weiteres Ziel der Planung ist, sowohl die gewachsenen Baustrukturen entlang der 
Bahnhofstraße zu bewahren, als auch im Bereich der neu ausgewiesenen Baugebiete nicht 
erwünschten Fehlentwicklungen vorsorglich entgegenzuwirken. Zu diesen zählen 
insbesondere unangemessene und unverträgliche bauliche Verdichtungen und 
Beeinträchtigungen des vorherrschenden Ortsbilds. 
 
Mit diesem Bebauungsplan werden deshalb die in diesem Zusammenhang wichtigsten 
Festsetzungen getroffen, wie z.B. Grundflächenzahl (GRZ), Mindestgrundstücksgröße und 
Anzahl der zulässigen Wohnungen pro Wohngebäude. 
 
Zur Wahrung des noch weitgehend intakten Ortsbildes von Garstedt erlässt die Gemeinde 
gleichzeitig eine örtliche Bauvorschrift für die geplante Bebauung entlang der Bahnhofstraße 
(WA 1), damit auch Neubauten die typischen Merkmale der traditionellen Bauweise 
aufnehmen und sich somit möglichst harmonisch in das Ortsbild einfügen. Für die 
rückliegenden und damit kaum einsehbaren Planbereiche werden gestalterische Vorgaben 
gemeindeseitig nicht für notwendig gehalten. 
 
Da das Plangebiet bereits teilweise bebaut ist und die bisher noch unbebauten Grundstücke 
mit Ausnahme zum südlich angrenzenden Wald dreiseitig von Bebauung umgeben sind und 
damit quasi eine große Baulücke bilden, wird das Bebauungsplanverfahren gemäß 
§ 13a BauGB durchgeführt (B-Plan der Innenentwicklung). Da in dem vorliegenden B-Plan 
eine zulässige Grundfläche im Sinnen des § 19 Abs. 2 BauNVO (Baunutzungsverordnung) 
von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird, kann der B-Plan im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden. Es gelten somit die Vorschriften des § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB.  
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Dementsprechend entfällt hier die Notwendigkeit einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
sowie eines Umweltberichts nach § 2a BauGB. Desweiteren ist auch eine 
Zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB nicht erforderlich. 
 
Die Bearbeitung des Bebauungsplans erfolgt im Auftrag der Gemeinde Garstedt durch das 
Planungsbüro Stöhr, Lüneburg. 
 
 

2.  Lage und Begrenzung / Bestand 
 
Das Plangebiet befindet sich mittig in der Ortslage von Garstedt, westlich an die 
Bahnhofstraße angrenzend und nordöstlich der Straße Lehmberg-Ost. 
Die genaue Abgrenzung des Plangebiets ist in der Planzeichnung sowie im Übersichtsplan 
auf Seite 2 ersichtlich. 
 
Das Plangebiet umfasst eine Größe von ca. 1,37 ha. 
 
Entlang der Bahnhofstraße ist eine Bautiefe mit Wohnhäusern bebaut. Hier stehen sowohl 
Einzel- als auch Doppelhäuser. Im südöstlichen Bereich des Plangebiets befinden sich zwei 
Häuser in zweiter Reihe, die von der Bahnhofstraße aus erschlossen sind. 
 
Das bisher unbebaute Plangebiet ist in Teilen bewaldet und zum Teil recht stark reliefiert. In 
Garstedt befand sich früher im Bereich der Toppenstedter Straße eine Ziegelei, weshalb sich 
auch im Bereich des Plangebiets zu dieser Zeit Schienen- und Lorenanlagen befanden zum 
Transport des Lehms aus den oberen Bereichen der Ortslage an der Bahnhofstraße und am 
Lehmberg. Bis heute ist das Gebiet noch in Teilen durch diese Transportschneisen (ca. 
1,50 m tiefe Geländerillen) reliefiert und geprägt. Erst nach Aufgabe der Ziegeleinutzung im 
vergangenen Jahrhundert (vor dem zweiten Weltkrieg) wurde die Fläche von den 
Eigentümern hauptsächlich als Wochenendgrundstück genutzt und parkartig gestaltet, wobei 
viele Bäume angepflanzt wurden. Diese Fläche ist nun als Wald im Sinne des § 2 Abs. 3 
NWaldLG zu bewerten. 
 
 

3. Entwicklung aus dem wirksamen Flächennutzungsplan 
 
Im wirksamen Flächennutzungsplan (F-Plan) der Samtgemeinde Salzhausen in der 
Fassung der 16. Änderung vom 08.01.1998 ist das gesamte Plangebiet als allgemeines 
Wohngebiet mit einer zulässigen Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,2 dargestellt (siehe 
Anlage 2). 
Im vorliegenden Bebauungsplan wird dementsprechend ebenfalls ein allgemeines 
Wohngebiet festgesetzt. Der Bebauungsplan wird somit aus dem wirksamen 
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Salzhausen entwickelt. 
 
 

4.  Planung / Festsetzungen des Bebauungsplans 
 
4.1  Art der Nutzung 
 

Gemäß der Darstellung des Flächennutzungsplans wird der überwiegende Teil des 
Plangebiets als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Dabei 
werden die im WA gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen vorsorglich ausgeschlossen, 
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da die vorgenannten Nutzungen zum einen aufgrund ihres z.T. großen Flächenbedarfs und 
zum anderen aufgrund ihrer z.T. erheblichen Emissionen/Immissionen, auch durch erhöhtes 
Verkehrsaufkommen, im Plangebiet nicht erwünscht sind. Für diese Nutzungen sind in der 
Gemeinde Garstedt andere und geeignetere Flächen bzw. Standorte vorhanden. 
 
Die übrigen Flächen werden als Straßenverkehrsfläche ausgewiesen. 
 
 

4.2  Maß der baulichen Nutzung / Bauweise 
 

Hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung wird das Plangebiet in zwei Teilbereiche 
untergliedert (WA 1 und WA 2). 
 
In Anlehnung an die benachbarten Strukturen, aber auch unter Beachtung der 
vorherrschenden Situation wird im allgemeinen Wohngebiet (WA 1und 2) eine 
Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 festgesetzt. Allerdings wird die zulässige Bebauungsdichte 
an der Bahnhofstraße höher festgesetzt, als im rückwärtigen Bereich des Plangebiets. Dies 
wird sowohl über die Festsetzung unterschiedlicher Mindestgrundstücksgrößen, als auch 
durch eine Differenzierung hinsichtlich der Bauweise erreicht. 
So müssen Baugrundstücke entlang der Bahnhofstraße (also im WA 1) bei einer 
Einzelhausbebauung eine Größe von mindestens 700 m² aufweisen. Neben der 
Einzelhausbebauung sind hier aber auch Doppelhäuser zulässig, für die pro 
Doppelhaushälfte eine Mindestgrundstücksfläche von 500 m² festgesetzt ist. In dem 
dahinterliegenden Wohngebiet (WA 2) wird ebenfalls eine Mindestgrundstücksgröße von 
700 m² festgesetzt. Hier sind allerdings ausschließlich Einzelhäuser zulässig.  
 
Für die bereits bebauten Grundstücke an der Bahnhofstraße orientiert sich die festgesetzte 
GRZ am legal bebauten Bestand und lässt in der Regel noch bauliche Entwicklungs-
möglichkeiten zu. Die Gemeinde setzt hier lediglich eine Obergrenze fest, damit der 
derzeitige Charakter nicht durch eine ungesteuerte und ortsuntypische Nachverdichtung 
überformt wird. 
Aus demselben Grund, nämlich dem Schutz des Garstedter Ortsbilds, wird auch für die 
bisher noch nicht bebauten Flächen das Maß der zulässigen baulichen Nutzung beschränkt. 
 
Zudem werden für die allgemeinen Wohngebiete (WA 1 und 2) mit Hilfe der textlichen 
Festsetzung Nr. 1.4 jeweils Mindestgrundstücksgrößen in Verbindung mit dem Verhältnis 
anrechenbare Grundstücksfläche / Wohneinheit festgesetzt. 
Im WA 1 stellt die Mindestgrundstücksgröße von 700 m² in etwa den Durchschnitt der 
bestehenden Grundstücksgrößen dar und richtet sich demnach nach dem vorliegenden 
Bestand. Pro Wohneinheit müssen hier mindestens 400 m² Grundstücksfläche zur 
Verfügung stehen. Gleiches gilt auch für das WA 2-Gebiet. Bei einer Doppelhausbebauung 
entlang der Bahnhofstraße (WA 1) sind pro Wohneinheit in der Doppelhaushälfte mindestens 
350 m² Grundstücksfläche nachzuweisen. 
 
Auch bezüglich der Mindestgrundstücksgröße gilt für die bereits bebauten Grundstücke, die 
kleiner sind als die Mindestgrundstücksgröße, der Bestand der Planunterlage. Allerdings gilt 
die festgesetzte Mindestgrundstücksgröße auch für die nach einer Grundstücksteilung, z.B. 
zwecks Neubebauung, verbleibende Restgrundstücksfläche (siehe textliche Festsetzung 
Nr. 1.2). Mit dieser ergänzten Festsetzung wird sichergestellt, dass auch die nach einer 
Grundstücksteilung verbleibende und bereits bebaute Restgrundstücksfläche die 
festgesetzte Mindestgrundstücksgröße besitzen muss. 
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Die Festsetzung der Mindestgrundstücksgröße nimmt damit den öffentlichen Belang nach 
„dorftypischen“ Grundstücksgrößen auf. Es werden verträgliche Grundstücks-größen 
gesichert, die keine zu große Verdichtung und damit Charakteränderung gegenüber den 
benachbarten Strukturen und des Garstedter Ortsbilds bewirken. 
 
Neben einer nicht erwünschten übermäßigen baulichen Verdichtung will die Gemeinde auch 
einer nicht erwünschten zu hohen Wohndichte entgegenwirken. Daher sollen im Plangebiet 
pro Wohngebäude maximal zwei Wohnungen zulässig sein (siehe textliche Festsetzung 
Nr. 1.3). 
 
 

4.3  Baugrenzen 
 

Die Baufenster sind ausreichend tief gefasst und geben den Bauwilligen genügend 
Spielraum zur Stellung der baulicher Anlagen. Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, 
dass im Einzelfall ganz bestimmte Mindestabstände zur Nachbarbebauung einzuhalten sind, 
so z.B. zu einem unmittelbar ans Plangebiet angrenzendem Gebäude mit Reetdeckung. Auf 
dem daran angrenzenden Nachbargrundstück ist eine entsprechende Baulast über 
dementsprechend einzuhaltende Mindestabstände eingetragen. Dies ist allerdings nicht 
Gegenstand des Bebauungsplans, sondern der Realisierungsplanung- bzw. des 
Baugenehmigungsverfahrens. 
 
 

4.4  Verkehrliche Erschließung 
 

Die Erschließung des Plangebiets soll von der Bahnhofstraße aus erfolgen. Dazu wird ein 
Straßenstich im nördlichen Bereich des Plangebiets als Straßenverkehrsfläche festgesetzt. 
In Voraussicht einer späteren Bebauungsplanung des im Süden angrenzenden unbebauten 
Bereichs, ermöglicht die offene Straßenbegrenzungslinie der Stichstraße eine Weiterführung 
mit entsprechender Wendefläche, sodass weitere rückliegende Bauflächen über Geh- Fahr- 
und Leitungsrechte erschlossen werden können. Sollte die Stichstraße in der 
Realisierungsplanung als „verkehrsberuhigter Bereich“ im Sinne der StVO gestaltet werden, 
so wird von der Polizeiinspektion Harburg angeregt, die Planstraße lediglich über einen 
abgesenkten Hochbord an die Bahnhofstraße anzubinden.  
 
Die in zweiter Baureihe an der Bahnhofstraße liegenden südöstlichen Grundstücke werden 
über festgesetzte Geh- Fahr- und Leitungsrechte (ausgehend von der Bahnhofstraße) 
erschlossen. 
 
 

4.5  Sonstige Festsetzungen 
 

Zur inneren landschaftsgerechten Durchgrünung des allgemeinen Wohngebiets ist 
festgesetzt, dass auf den Baugrundstücken pro angefangene 300 m² Baugrundstücksfläche 
nach Möglichkeit mindestens ein standortheimischer hochstämmiger Laubbaum oder 
Obstbaum zu erhalten ist. Aufgrund der derzeitigen Prägung der noch unbebauten Flächen 
durch den hohen Baumbestand kann davon ausgegangen werden, dass die Erhaltung 
mindestens eines Baums pro 300 m² regelmäßig möglich ist. Sollte dies jedoch nicht möglich 
sein, sind die Bäume entsprechend neu zu pflanzen und zu erhalten (Pflanzempfehlungen 
siehe Anlage 1 der Begründung). Damit das Plangebiet eine überwiegend 
landschaftsgerechte Bepflanzung erhält, wird aus Gründen von Natur und Landschaft 
festgesetzt, dass in den Baugebieten überwiegend (mehr als 50%) landschaftsgerechte 
Baum- und Gehölzarten erhalten bzw. gepflanzt werden. Außerdem wird festgesetzt, dass 
Nadelgehölze nicht in Reihen gepflanzt werden dürfen, da solche Koniferenpflanzungen, 
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insbesondere als Grundstückseinfriedung, das Orts- und Landschaftsbild über die Maßen 
monotonisieren (siehe textliche Festsetzung Nr. 4.1). 
 

Im allgemeinen Wohngebiet (WA 1 und 2) anfallende unbelastete Niederschlagswässer, 
insbesondere von den Dächern der Baukörper und von den befestigten Flächen, sind gemäß 
textlicher Festsetzung Nr. 3.1 auf den Grundstücken zurückzuhalten und dort dezentral zu 
versickern (siehe hierzu und zur Oberflächenentwässerung auch Kapitel 6). 
 
 

5.  Örtliche Bauvorschrift 
 
5.1  Allgemeine Anforderungen 
 

Wie bereits beschrieben, handelt es sich bei dem Bebauungsplangebiet um ein Gebiet in der 
näheren Umgebung des historischen Ortskerns von Garstedt, der in seiner Eigenart und 
Identität bis heute weitgehend erhalten ist. Auch in den Randbereichen des Altdorfs 
überwiegt noch die traditionelle Bauweise. 

 
Neben den bereits erwähnten Festsetzungen werden deshalb bei Neu- und Umbauten im 
Bereich der Bahnhostraße (WA 1) auch mit Hilfe der örtlichen Bauvorschrift Regeln 
aufgestellt, die bei der Gestaltung und Materialwahl der Fassaden und der Dächer sowie bei 
der Ausbildung der Dächer mit möglichen Ausbauten zu beachten sind. 
 
Die in Nr. 5.1.1 der örtlichen Bauvorschrift genannten Regeln für die Materialwahl der 
Außenwände und der Dachbedeckung orientieren sich an den typischen Merkmalen eines 
alten Heidedorfes, wie es Garstedt in großen Teilen noch darstellt. 
 
Allein durch die Beachtung dieser Regeln (Ziegelmauerwerk, Holzverkleidung für 
untergeordnete Bauteile, typische Dachformen wie Sattel-, Walm- und Krüppel-walmdach 
sowie Dachbedeckung in traditioneller Farbgebung) kann gewährleistet werden, dass sich 
Neu- oder Umbauten in dieser Hinsicht in das gewachsene Ortsbild möglichst harmonisch 
einfügen. Auch die Größe von Gauben kann zu unmaßstäblichen Gebäuden führen, weshalb 
diese ebenfalls so begrenzt werden, dass sie sich in die vorhandene Struktur des Ortsbilds 
einfügen. 
 
Die maximale Sockelhöhe über vorhandenem Gelände wird auf 50 cm begrenzt, um einer 
nicht erwünschten horizontalen Zweiteilung der Fassade entgegenzuwirken und um eine 
untypische „Warftbebauung“ bei Neubauten zu verhindern. 
Aufgrund der in Teilen des Plangebiets anzutreffenden reliefierten Topographie, also bei 
leicht hängigem Gelände, wird darauf hingewiesen, dass in diesen Teilbereichen für die 
Ermittlung der Sockelhöhe die zur Erschließungsstraße bzw. zum Erschließungsweg hin 
gelegene Gebäudefassade ausschlaggebend ist. In diesen Fällen darf die Oberkante des 
Sockels bis zur natürlichen Geländehöhe ausnahmsweise überschritten werden. 
 
Um Beeinträchtigungen von unmaßstäblichen oder gestalterisch unpassenden 
Werbeanlagen zu vermeiden, werden hierzu ebenfalls Regelungen getroffen. Die Aufteilung 
der Fassade eines Hauses erfolgt in der Regel nach bestimmten gestalterischen Merkmalen 
oder richtet sich nach konstruktiven Vorgaben (aus dem sichtbaren Fachwerk alter Häuser 
ergeben sich z.B. die Proportionen für Fenster und Türen), sodass sich normalerweise eine 
in ihren Proportionen harmonisch ausgebildete Fassade ergibt. Werbeanlagen, die diese 
Gesetzmäßigkeiten bewusst missachten (sich also nicht unterordnen), sollen daher nicht 
zulässig sein, da sie die Harmonie einer Fassade empfindlich stören und somit auch störend 
auf das Ortsbild einwirken. 
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Werbeanlagen mit beweglichen oder wechselnden Lichtquellen stören in besonderer Art ein 
historisch geprägtes Ortsbild sowie die Wohnnutzung, weshalb diese Anlagen innerhalb des 
Bebauungsplangebiets ausgeschlossen werden. 
 
Für bestehende Gebäude, die nicht den Anforderungen der örtlichen Bauvorschrift 
entsprechen, sind An- und Umbauten im bisherigen Material zulässig. 
 
 

5.2  Ausnahmen 
 

Um ungewollte Härten zu vermeiden, können Ausnahmen von den Regeln zur Materialwahl 
der Fassaden, der Dächer und der Dachformen erteilt werden. So gelten die Vorschriften der 
Nrn. 5.1.1 – 5.1.3 der Bauvorschrift nicht für Wintergärten. Desweiteren sind Ausnahmen 
zulässig, wenn die städtebaulichen, baugestalterischen oder ökologischen Zielsetzungen 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 
 
 

6.  Ver- und Entsorgung 
 
-  Trink- und Brauchwasser 
 

Die Trink- und Brauchwasserversorgung erfolgt durch den Wasserbeschaffungsverband 
Harburg. Das Baugebiet kann an das vorhandene Rohrleitungsnetz angeschlossen werden. 
 
-  Abwasser / Niederschlagswasser / Schmutzwasser 
 

Die unbelasteten Niederschlagswässer auf den privaten Baugrundstücken sollen 
grundsätzlich dezentral auf den jeweiligen Grundstücken zurückgehalten und dort dezentral 
versickert werden (siehe textliche Festsetzung Nr. 3.1). 
 

Die Entwässerung der Straßenverkehrsflächen erfolgt durch Versickerung im begrünten 
Straßenseitenraum. Ein Notüberlauf ist durch Ableitung der überschüssigen Wässer in die 
Kanalisation in der Bahnhofstraße vorgesehen. Derzeit liegt zwar noch keine Fachplanung 
zur Oberflächenentwässerung für den betroffenen Bereich vor, doch bekanntermaßen 
realisiert die Gemeinde Garstedt ihr Konzept zur Oberflächenentwässerung abschnittsweise. 
Im Bereich des B-Plangebiets ist aufgrund der vollständigen Sanierung der Bahnhofstraße 
im Bereich des B-Plangebiets nicht mit Problemen zu rechnen. Die neuen Grundstücke 
müssen ihr Oberflächenwasser ohnehin auf dem eigenen Grundstück zurück halten und dort 
verrieseln. 
 

Bei der Sanierung des Regenwasserkanals in der Bahnhofstraße wurde davon 
ausgegangen, dass die anliegenden Grundstücke zum überwiegenden Teil nicht an den 
Regenwasserkanal angeschlossen werden. Bei der Bemessung des neuen Kanals wurde 
lediglich ein Anteil der Zufahrten und Vorgärten eingerechnet. Bei der Erschließung der 
Grundstücke zum B-Plan 10 C muss daher die Entwässerung auf den Grundstücken selber 
geregelt werden. Dies gilt auch für die geplante private Erschließungsstraße, wobei das von 
der Straße abfließende Wasser vom Regenwasserkanal ohne Probleme aufgenommen 
werden könnte. 
 

Die Entwässerung auf den Grundstücken wird daher, falls eine Versickerung nicht möglich ist 
(Stichwort Lehmberg), über Zisternen /Speicher gelöst werden müssen, die eine 
Regenwassernutzung ermöglichen. Notüberläufe können dann an in den Gärten 
anzulegende Mulden angeschlossen werden. Falls die Lehmschicht nicht zu mächtig ist, 
können unterhalb der Mulden "Fenster" zu den darunterliegenden versickerungsfähigen 
Schichten durch Bodenaustausch  gebildet werden. Die Versickerung darf dann aber nur 
über die sogenannte belebte Bodenzone in den Mulden erfolgen. Vor der Herstellung ist es 
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erforderlich, auf den Grundstücken die Bodenverhältnisse zu erkunden. Da dies auch für den 
Hochbau erforderlich ist, können diese Arbeiten ergänzend durchgeführt werden. 
 

Die Verlegung der Schmutzwasserleitung mit den Grundstücksanschlüssen muss vorab mit 
der Samtgemeinde Salzhausen abgestimmt werden. 
 
-  Grundwasser 
 

Das Gebiet befindet sich in einem Grundwasserversalzungsbereich. Bei einem Einsatz von 
Erdwärmesonden ist die maximale Sondentiefe daher auf 60 Meter unter Geländeoberkante 
begrenzt. Hierauf wird auch im B-Plan hingewiesen (siehe Hinweis Ziffer 3). 
 
-  Abfall 
 

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Landkreis Harburg. Laut Satzung besteht 
Anschlusszwang. 
Die Abfallentsorgung erfolgt ausschließlich auf öffentlichen Straßen. Für die Grundstücke an 
den Privatwegen (Geh-, Fahr- und Leitungsrecht) sind an der Bahnhofsstraße 
Bereitstellungsflächen für die Abfallentsorgung vorzusehen. Dabei sollte eine Fläche von 2m² 
pro Wohneinheit nicht unterschritten werden. Für die als öffentliche Verkehrsfläche 
festgesetzte Stichstraße gilt diese Regelung analog, bis der Straßenausbau soweit 
fortgeschritten ist, dass die neue Erschließungsstraße ordnungsgemäß von Abfallfahrzeugen 
befahren werden kann (Wendeanlage oder Durchfahrt). 
 
-  Strom 
 

Die Stromversorgung für das Baugebiet erfolgt durch die E.ON Avacon AG. Das Plangebiet 
kann durch die Erweiterung des vorhandenen Netzes versorgt werden. 
 
-  Gas 
 

Eine Versorgung mit Erdgas erfolgt durch die E.ON Avacon AG. Dies ist durch die 
Erweiterung der bestehenden Anlagen möglich. 
 
-  Fernmeldewesen 
 

Die Versorgung mit Fernmeldeeinrichtungen erfolgt durch die Deutsche Telekom AG. 
 
 

7.  Wesentliche Auswirkungen der Planung 
 
Emissionen / Immissionen 
 
Für die neu ausgewiesenen Bauflächen im rückliegenden Bereich der Bahnhofstraße ist 
nicht mit unzumutbaren Immissionen zu rechnen. Die Flächen sind umgeben von 
wohnbaulich genutzten Grundstücken. Es zeigen sich daher keinerlei Konflikte mit 
umgebenen Nutzungen. 
Für die bereits vorhandene wie geplante Wohnbebauung an der Bahnhofstraße kann es zu 
Beeinträchtigungen durch Verkehrsimmissionen (Lärm, Stäube, Abgase) kommen. Allerdings 
wird die Situation durch die vorliegende Planung nicht verschärft. 
 
 
Altstandorte 
 

Der Landkreis Harburg hat Beteiligungsverfahren auf einen generellen Altlastenverdacht für 
zwei Grundstücke im Plangebiet hingewiesen, der im vorliegenden Bauleitplanverfahren 
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durch eine historische Recherche oder ggf. durch weitergehende Untersuchungen und ggf. 
Sanierungen in Absprache mit dem Landkreis Harburg vollständig auszuräumen war. Vor der 
baulichen Umsetzung (Realisierungsplanung) ist zudem ein wasserbehördlicher 
Erlaubnisantrag zur Oberflächenentwässerung zu stellen. 
Die Gemeinde hat diese Recherche durch Auswertung von alten Luftbildern und Bauakten 
und eine gezielte Befragung von Zeitzeugen im Zuge des vorliegenden 
Bebauungsplanverfahrens durchgeführt. Im Ergebnis konnten die vom Landkreis 
vorgebrachten Flurstücke vom Verdacht auf vorhandene Altlasten, Ablagerungen oder 
Schadstoffe befreit werden, so dass diesbezüglich keine weiteren Festsetzungen oder 
Maßnahmen im vorliegenden Bebauungsplan zu treffen sind. 
 
 
Natur und Landschaft / Wald 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich teilweise um bereits bebaute Teile der Ortslage der 
Gemeinde Garstedt. Durch die Festsetzungen dieses Bebauungsplans werden zum weit 
überwiegenden Teil keine Baurechte geschaffen, die über die bereits bestehenden 
Baurechte hinausgehen, da sich die GRZ und die Grundstücksgrößen weitgehend an dem 
Bestand orientieren. Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB ist ein Ausgleich der durch diesen 
Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe demnach nicht erforderlich, da die Eingriffe bereits 
vor dieser planerischen Entscheidung zulässig waren. Auf die Festsetzung von Ausgleichs- 
oder Ersatzmaßnahmen im Rahmen des Bebauungsplans kann also verzichtet werden. 
 
Die geplanten baulichen Nutzungen wirken sich auf die Belange von Natur- und Landschaft 
im Plangebiet dennoch aus. So sind Teile des Plangebiets derzeit mit Wald bestanden (ca. 
5.127 m²). Dabei handelt es sich um die Ausläufer zur Bahnhofstraße hin der sich weiter 
rückwärtig erstreckenden und vorhandenen Waldflächen. Bei dem dortigen Wald insgesamt 
handelt es sich allerdings um eine vollkommen isolierte Waldfläche, die erst vor ca. 
60 Jahren durch das parkartige Anpflanzen von Bäumen durch den früheren Eigentümer auf 
der zuvor unbewaldeten Fläche entstanden ist und zudem auch seit längerem allseitig von 
Baugebieten umgeben ist. Insofern sind hier Abstriche bei seiner waldrechtlichen Bedeutung 
und hinsichtlich seiner Bedeutung für Natur und Landschaft zu machen. Es handelt sich hier 
um einen Wald auf Abruf. 
 
Allerdings wurde in Abstimmung mit der früheren Erbengemeinschaft der anerkannte 
Fachmann Herr Dipl.-Biol. Karsten Lutz mit der faunistischen Potenzialabschätzung und 
artenschutzfachlichen Betrachtung für den B-Plan Nr. 10 C beauftragt (Stand: Juni 2011). 
Die Analyse ergibt, dass potenzielle Vorkommen von 35 Brutvogelarten. Zudem haben 
Fledermäuse potenzielle Quartiere in Spechthöhlen sowie ein potenzielles Jagdgebiet 
mittlerer Bedeutung im Untersuchungsgebiet. 
 
In der faunistischen Betrachtung heißt es weiter: 
„Von den im Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvogelarten sind die reinen Waldarten 
und anspruchsvollere Arten strukturreicher Säume vom Verlust ganzer Brutreviere und damit 
einer Zerstörung ihrer Fortpflanzungsstätte im Sinne des § 44 BNatSchG durch die Planung 
betroffen. Mit der Bereitstellung neuer bzw. der ökologischen Aufwertung bestehender 
Waldflächen im Zuge des Waldausgleichs und der Bereitstellung künstlicher Nisthilfen für 
Gartenrotschwanz und Grauschnäpper bleiben die ökologischen Funktionen jedoch erhalten, 
so dass es nicht zu einem Verstoß gegen § 44 BNatSchG kommt.“ (siehe Seite 24 f.) 
 
Gemäß der artenschutzfachlichen Untersuchung bilden die Bestimmungen des § 44 
BNatSchG kein unüberwindliches Hindernis zur Verwirklichung des Bebauungsplans. Zudem 
ist ausdrücklich zu betonen, dass das Untersuchungsgebiet zum Zeitpunkt der Betrachtung 
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insbesondere das rückliegende und nun aus der Planung genommene Areal des künftigen 
B-Plans Nr. 10 D mit einbezieht. Dieser Bereich ist nicht Gegenstand der vorliegenden 
Planung. 
 
Waldumwandlung 
 
Für die geplante wohnbauliche Nutzung müssen Teilwaldflächen gerodet werden. Hierbei 
sind auch die rückwärtig ans Plangebiet angrenzenden Waldflächen bis zu einer Tiefe von 
ca. 25 m zu berücksichtigen, da hier aus Gründen einer ausreichenden Belichtung der 
Baugrundstücke (Stichwort: gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse) und aus Brandschutz-
gründen der dort vorhandene Waldbestand entsprechend ausgelichtet bzw. zurück-
genommen werden muss. Dabei sind vorrangig Nadelbäume zu entfernen, da sie leichter 
entflammbar sind als Laubgehölze. 
 
Im Hinblick auf die erforderliche und geplante Waldumwandlung wurde die untere 
Waldbehörde des Landkreis Harburg im Februar 2014 vorab vom mit dieser Bauleitplanung 
beauftragten Planungsbüro schriftlich eingeschaltet. Im Einvernehmen mit dem 
Beratungsforstamt Sellhorn ergibt sich aus der Stellungnahme der unteren Waldbehörde von 
März 2014 im Ergebnis Folgendes: 
 
Nach einer Ortsbesichtigung durch das Beratungsforstamt Sellhorn liegt im Plangebiet 
überwiegend sowie südwestlich angrenzend Wald vor. Im südöstlichen Bereich grenzt im 
Plangebiet an die darin enthaltenen bebauten Grundstücke (Bahnhofstraße 43 a-c) eine 
Obstbaumwiese/Park an. 
 
Zum Wald hin wird ein Mindestabstand der Baugrenzen (Baufenster) von ca. 25 – 30 m 
gefordert. Diese Abstandsfläche kann als Waldrand ausgebildet werden, d.h. es dürfen dort 
Laubbäume 2. Ordnung und Laubsträucher gepflanzt werden bzw. dürfen dort stehen 
bleiben. Nadelgehölze sind zu entfernen, da sie zum einen nicht landschaftsgerecht und zum 
anderen leichter entflammbar sind. 
 
Der Verlust an Wald ist an anderer Stelle durch eine Ersatzaufforstung im Verhältnis 1 : 1,2 
zu kompensieren. 
 
Die Waldumwandlung ist durch einen entsprechenden städtebaulichen Vertrag zwischen 
Gemeinde und Eigentümern, insbesondere auch mit der südwestlichen ans Plangebiet 
angrenzenden und von der Planung betroffenen Grundstückseigentümerin, zu regeln und zu 
sichern. Die erforderliche waldrechtliche Kompensation und die Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr sind im Hinblick auf Art und Umfang zuvor noch mit der Waldbehörde 
abzustimmen. 
 
Ein formeller Antrag auf Waldumwandlung nach dem Landeswaldgesetz ist nicht erforderlich; 
dies wird durch das Bebauungsplanverfahren ersetzt. 
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8.  Städtebauliche Werte 
 

Das Planungsgebiet besitzt eine Gesamtfläche von ca. 1,37 ha. 
 

Davon sind: 
 
Allgemeines Wohngebiet      ca. 1,317 ha 
 

davon: WA 1 ca. 0,831 
davon:  Geh-, Fahr- und Leitungsrechte ca.   0,041 ha 

WA 2 ca. 0,486 
davon:  Geh-, Fahr- und Leitungsrechte ca.   0,002 ha 

 

Straßenverkehrsflächen      ca. 0,057 ha 
Summe        ca. 1,374 ha 
 
 

9.  Bauleitplanerisches Verfahren 
 
Der Rat der Gemeinde Garstedt hat am 08.11.2010 den Aufstellungsbeschluss für den B-
Plan Nr. 10 C „Bahnhofstraße“ mit örtlicher Bauvorschrift gefasst. Da dieser Beschluss 
allerdings formale Fehler beinhaltete, hat der Rat der Gemeinde Garstedt am 19.04.2012 
vorsorglich erneut den Aufstellungsbeschluss für den o.a. Bebauungsplan gefasst. 
 
Das Bauleitplanverfahren hatte zuvor bereits im Februar/März 2011 auf Grundlage des 
Vorentwurfs mit Stand November 2010 bereits die frühzeitigen Beteiligungen (Behörden und 
sonstige Träger öffentlicher Belange (TÖB) / Öffentlichkeit durchlaufen. Anschließend ruhte 
das Verfahren, was sich im Wesentlichen in den Vertragsverhandlungen mit der 
Erbengemeinschaft Meyer begründete, die Eigentümerin des Großteils der Flächen im 
Plangebiet war. 
 
Im Februar 2012 sollte das Verfahren dann weitergeführt werden. Neue wesentliche 
Änderung ist, dass sich das Plangebiet und damit der räumliche Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplans gegenüber der ursprünglichen Planung erheblich verkleinert haben (siehe 
anliegenden Übersichtsplan). 
 
Aufgrund der Lage und nach erheblicher Verkleinerung des Plangebiets wird das 
Bauleitplanverfahren nun nach § 13a BauGB als B-Plan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren weitergeführt. 
 
Der Rat der Gemeinde Garstedt hat in seiner Sitzung am 27.02.2014 einen entsprechenden 
sogenannten Anpassungs- bzw. Fortführungsbeschluss gefasst. 
 
Ziel der aktuellen Planung ist im Wesentlichen nach wie vor die Festsetzung eines 
Allgemeinen Wohngebiets, um in Garstedt neue Wohnbauplätze zu schaffen. Die unmittelbar 
an der Bahnhofstraße anliegenden bebauten und bisher nicht verbindlich überplanten 
Grundstücke werden ebenfalls in den räumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplans 
mit aufgenommen. Der räumliche Geltungsbereich ist im anliegenden Übersichtsplan durch 
eine unterbrochene schwarze Linie gekennzeichnet. Das verbliebene Plangebiet besitzt eine 
Gesamtfläche von ca. 1,37 ha. 
 
Auf der Grundlage des Entwurfs des Bebauungsplans (Stand: Januar 2014) wurden die 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 
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Nr. 3 i.V.m § 4 Abs. 2 BauGB im Parallelverfahren durchgeführt. Die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) wurden mit Schreiben vom 18.06.2014 an der 
Planung beteiligt (mit Frist bis zum 28.07.2014); die Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgte durch 
öffentliche Auslegung des Planentwurfs (mit Stand: Januar 2014) in der Zeit vom 26.06.2014 
bis 28.07.2014. 
 
Die dabei vorgebrachten Stellungnahmen und Anregungen führten nach Abwägung nicht zu 
Änderungen der Planung, sondern lediglich zu sachlichen Klarstellungen und Ergänzungen 
(insbesondere zum Altablagerungenverdacht) sowie redaktionellen Änderungen und 
Ergänzungen. 
 
Der Rat der Gemeinde Garstedt hat den Bebauungsplan Nr. 10 C „Bahnhofstraße“ mit 
örtlicher Bauvorschrift in seiner Sitzung am 23.10.2014 nach Abwägung über die im 
Verfahren vorgebrachten Stellungnahmen und Anregungen als Satzung gemäß § 10 BauGB 
sowie die Begründung beschlossen. Mit dem Tage der der Bekanntmachung im Amtsblatt für 
den Landkreis Harburg tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Garstedt, den  
 
 
 
 
 
(Christa Beyer) 
Bürgermeisterin 
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Anlage 1 
 

Pflanzempfehlungen (Arten und Qualitäten) 
 
 

Bäume: 
 

Sandbirke -  Betula pendula 10 - 12 
Wildbirne -  Pyrus pyraster 12 - 14 
Stieleiche -  Quercus robur 14 - 16 / 18 - 20 
Hainbuche -  Carpinus betulus 14 - 16  
Eberesche / Vogelbeere -  Sorbus aucuparia 12 - 14 
 
Anzuchtformen und Mindestqualitäten:  Hochstamm, aus extra weitem Stand, 
dreimal verschult (3xv.), je nach Art mit oder ohne Ballen, mit durchgehendem 
Leittrieb, Stammumfang: siehe Angaben in Tabelle (in cm) 
 
 

Sträucher: 
 
Eingriffliger Weißdorn -  Crataegus monogyna 
Faulbaum -  Frangula alnus 
Wildapfel -  Malus sylvestris 
Schlehe -  Prunus spinosa 
Hundsrose -  Rosa canina 
Gemeine Brombeere -  Rubus fructicosus 
Schwarzer Holunder -  Sambucus nigra 
 
Anzuchtformen und Mindestqualitäten:  Strauch,  zweimal verschult (2xv.), 
mit Ballen,  Höhe 80 - 100 cm 
 

 

Hochstämmige Obstbäume  (bevorzugt alte Sorten): 
 
Apfelsorten:  Goldparmäne, Gravensteiner, Roter Boskoop, 
   Freiherr von Berlepsch, Gelber Edelapfel, Roter Eiserapfel, 
   Engelsberger 
Birnensorten: Clapps Liebling, Gute Luise, Gelbmöstler, Köstliche von 

Charneu, Nägelsche Birne, Pleiner Mostbirne 
Kirschsorten:  Büttners Rote Knorpel, Schwarze Knorpelkirsche, 
   Hedelfinger Riesenkirsche 
Zwetschgensorten: Bühlers Frühzwetschge, Hauszwetschge, 

Graf Althans Reneklode 
 
Anzuchtformen und Mindestqualitäten: Hochstamm, dreimal verschult (3xv.), aus 
extra weitem Stand, mit durchgehendem Leittrieb und möglichst mit Drahtballierung, 
Stammumfang: 10 - 12 cm 
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Anlage 2 
 

Wirksamer Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Salzhausen 
(i.d.F. der 16. Änderung vom 08.01.1998, Maßstab ca. 1 : 5.000) 
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Anlage 3 
 

Bebauungs- und Erschließungskonzept 
(eingenordet, Maßstab ca. 1 : 1.000) 
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Anlage 4  (gesonderte Anlage) 
 

Faunistische Potenzialabschätzung und artenschutzrechtliche 
Betrachtung für den Bebauungsplan 10 C „Bahnhofstraße“ in 
Garstedt, (Stand: Juni 2011) 

 
(Dipl.-Biol. Karsten Lutz) 
 


